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§ 2 Abgabensatzungen 

(1) Die Kommunalabgaben werden auf Grund einer Satzung erhoben. Die Satzung soll 
insbesondere den Kreis der Abgabenschuldner, den Gegenstand, den Maßstab und den Satz 
der Abgabe sowie die Entstehung und die Fälligkeit der Abgabenschuld bestimmen. In der 
Satzung kann die elektronische Übermittlung der für die Ermittlung und Festsetzung der 
Abgaben erforderlichen Daten vorgesehen werden. Dabei sind Bestimmungen über diese 
Daten und zum Übermittlungsverfahren zu treffen. Bei der elektronischen Übermittlung ist ein 
sicheres Verfahren zu verwenden, das den Datenübermittler authentifiziert und die 
Vertraulichkeit und Integrität des Datensatzes gewährleistet. 

(2) Mängel bei der Beschlussfassung über Abgabensätze sind unbeachtlich, wenn sie nur zu 
einer geringfügigen Kostenüberdeckung führen. § 4 Abs. 4 der Gemeindeordnung bleibt 
unberührt. 

(3) Die Satzung kann bestimmen, dass bei Gebühren und Beiträgen, ausgenommen 
Fremdenverkehrsbeiträge, und bei der Kurtaxe Dritte beauftragt werden können, diese 
Abgaben zu berechnen, Abgabenbescheide auszufertigen und zu versenden, Abgaben 
entgegenzunehmen und abzuführen, Nachweise darüber für den Abgabenberechtigten zu 
führen sowie die erforderlichen Daten zu verarbeiten und die verarbeiteten Daten dem 
Abgabenberechtigten mitzuteilen. Abgabenberechtigter ist die Körperschaft, der die Abgaben 
zustehen. 

(4) Die Satzung kann auch bestimmen, dass bei Abfall- und Abwassergebühren Dritte, die in 
engen rechtlichen oder wirtschaftlichen Beziehungen zu einem Sachverhalt stehen, an den die 
Gebührenpflicht anknüpft, an Stelle der Beteiligten oder neben den Beteiligten verpflichtet 
sind, die zur Gebührenerhebung erforderlichen Daten dem Abgabenberechtigten oder 
unmittelbar dem von ihm nach Absatz 3 beauftragten Dritten mitzuteilen. Die 
Gebührenpflichtigen sind über diese Datenerhebung bei Dritten zu unterrichten; das Verfahren 
ist in der Satzung zu bestimmen. Für die Datenübermittlung, unabhängig davon, auf welcher 
Grundlage sie erfolgt, dürfen nur angemessene Zusatzkosten erstattet werden. 

(5) Als Schuldner von Gebühren für die Benutzung kommunaler Bestattungseinrichtungen 
können durch Satzung auch die Personen bestimmt werden, denen nach § 31 Abs. 1 Satz 1 
des Bestattungsgesetzes die Bestattungspflicht obliegt. 

§ 8 Leichtfertige Abgabenverkürzung und Abgabengefährdung 

(2) Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätzlich oder leichtfertig 

1.                                                                                                                                                                                           
Belege ausstellt, die in tatsächlicher Hinsicht unrichtig sind, oder 

2.                                                                                                                                                                                                    
den Vorschriften einer Abgabensatzung zur Sicherung oder Erleichterung der 
Abgabenerhebung, insbesondere zur Anmeldung und Anzeige von Tatsachen, zur Führung 
von Aufzeichnungen oder Nachweisen, zur Kennzeichnung oder Vorlegung von 
Gegenständen oder zur Erhebung und Abführung von Abgaben zuwiderhandelt und es 
dadurch ermöglicht, eine Abgabe zu verkürzen oder nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile zu 
erlangen (Abgabengefährdung). Die Ordnungswidrigkeit nach Satz 1 Nr. 2 kann nur verfolgt 
werden, wenn die Satzung für einen bestimmten Tatbestand auf diese Bußgeldvorschrift 
verweist. 
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§ 9 Gemeindesteuern 

(3) Die Gemeinden erheben eine Hundesteuer. Steuerermäßigungen und Steuerbefreiungen 
können in der Satzung geregelt werden. 

 

 

 

 

 

 

Entfallen sind folgende Paragraphen: 

§ 5 Gemeindefreie Grundstücke 

In gemeindefreien Grundstücken, deren Rechtsträger eine Körperschaft des öffentlichen 
Rechts ist, kann diese die Kommunalabgaben nach den für die Gemeinden geltenden 
Vorschriften erheben. 

§ 5 a  

nicht mehr vorhanden 

§ 6 Einschränkung von Grundrechten 

Durch Maßnahmen auf Grund dieses Gesetzes können eingeschränkt werden das Recht auf 
körperliche Unversehrtheit (Artikel 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes), die Freiheit der Person 
(Artikel 2 Abs. 2 Satz 2 des Grundgesetzes) und die Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 
des Grundgesetzes). 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 


